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ABWÄGUNGSVORSCHLAG 
I. über die Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange (TÖB) Nr.  2.3 bis 19.3 
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                                I. über die Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange (TÖB) Nr. 2.3 bis 19.3 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

1.1 Seite 1  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
Straßenbauamt Neustrelitz 

(Nr. lt. Liste: 2.3) 
Schreiben v. 18.03.10, Seite 1/4 

 
 
Die Hinweise werden berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei der Vorbereitung der genannten Verkehrsbaumaßnahmen werden frühzeitig Ab-
stimmungen mit dem Straßenbauamt vorgenommen und die Zustimmungen auf der 
Grundlage konkreter Planungen eingeholt. Die als Pkt. 4 genannte Ringquerung für 
Fußgänger im Bereich Busbahnhof entfällt im städtebaulichen Rahmenplan. 
 

 

 



 

 

1.1 Seite 2  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
Straßenbauamt Neustrelitz 

(Nr. lt. Liste: 2.3) 
Schreiben v. 18.03.10, Seite 2/4 

 
 
Mit dem Beschluss der Stadtvertretung NB (668/38/03) vom 13. März 2003 wurde 
entschieden, das Projekt „Verbindung der Johannesstraße / Heidenstraße / Demmi-
ner Straße in die beiden Teilprojekte 

a) Straßenverbindung von Heiden- und Johannesstraße und  
b) Anbindung an die Demminer Straße 

zu unterteilen und zunächst den Teil a) gemeinsam mit dem westlichen Ersatzneu-
bau der Brücke über die Gleisanlagen der DB zu realisieren. Auf der Grundlage 
einer Verkehrsbelastungsanalyse sowie detaillierter Verkehrslärmberechnungen war 
der Teil b) zunächst zurückzustellen, jedoch in weiteren Planungen zu berücksich-
tigen. Eine Entscheidung über die Realisierung der Verbindungsrampen (Teil b) wird 
zu gegebener Zeit unter Berücksichtigung der verkehrlichen Belange sowie der 
angestrebten Umfeldverbesserung der überwiegend durch Wohnbebauung gepräg-
ten Straßen im Vogelviertel und in der Ihlenfelder Vorstadt mit allen zu Beteiligen-
den getroffen. 
 

Nach dem RE (Richtlinien für die Gestaltung von einheitlichen Entwurfsunterlagen 
im Straßenbau)-Entwurf „Verbindung der Johannesstraße / Heidenstraße /Dem-
miner Straße“ von 2003 müsste als Folge die Ravensburgstraße von der Demminer 
Straße abgebunden und die Ihlenfelder Straße im südlichen Teil an die Ravens-
burgstraße angebunden werden. Da diese evtl. Folgemaßnahmen nicht im Gel-
tungsbereich des Rahmenplans liegen, wurden sie im Detail nicht dargestellt.  
Die aus verkehrlicher Sicht ggf. notwendig werdende Abbindung der Ravensburg-
straße wird als weiterer Anstrich unter Punkt 6.2 aufgenommen. 
 

 
Die Pläne des städtebaulichen Rahmenplanes werden entsprechend Text, Punkt 6.2, 
korrigiert. 
 
 
 
 
 



 

 

1.1 Seite 3  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
Straßenbauamt Neustrelitz 

(Nr. lt. Liste: 2.3) 
Schreiben v. 18.03.10, Seite 3/4 

 

Auswirkungen auf den 2. Ersatzneubau wird es wegen der Straße nicht geben, da 
inzwischen vorgesehen ist, diesen in gleicher lichter Breite und Höhe wie der erste 
Ersatzneubau herzustellen und somit der Raum für die untergeordnete Verbindungs-
straße gegeben ist. 
 

Die Straße Am Bahnhof bindet an die Straße Am Pferdemarkt an. Ein Anschluss an 
die Demminer Straße ist nicht vorgesehen. 
 
Mit dem städtebaulichen Rahmenplan zur Innenstadt wurde bereits entschieden, auf 
den zusätzlichen Fußgängerüberweg zu verzichten. Der Erläuterungstext zum Rah-
menplan wird entsprechend korrigiert (Streichung des letzten Satzes Abschnitt 6.3 
„Geh- und Radwege“). Ein ggf. zusätzlicher Signalquerschnitt zur Gewährleistung 
einer gesicherten Ausfahrt der Busse aus dem ZOB auf den Friedrich-Engels-Ring 
wäre eine verkehrsorganisatorische Maßnahme, die im Rahmenplan als Maßnahme 
nicht aufgeführt wird.  
 
Ein Nachweis über die verkehrliche Notwendigkeit des Anschlusses der Heiden- und 
der Johannesstraße an die Demminer Straße liegt aktuell nicht vor. Auch wenn dieser 
bei den derzeit laufenden Planungen nicht berücksichtigt werden kann, ist er damit 
später nicht ausgeschlossen.  
 

Nach einer Machbarkeitsstudie ist unterhalb der Brücken unmittelbar an die Brü-
ckenwiderlager anschließend ein 2,50 m breiter straßenbegleitender Gehweg ange-
dacht. Daran soll sich eine durch einen Hochbord getrennte 3,50 m breite Fahrbahn 
für Pkw und Radfahrer anschließen (Einbahnstraße). Zu den in Betrieb befindlichen 
Gleisanlagen wurden außerdem entsprechende Schutzvorrichtungen berücksichtigt. 
Dies wird im Detail mit den zwischen der Stadt und dem SBA erfolgenden Abstim-
mungen zur Planung des 2. Ersatzneubaus noch besprochen werden. 
Die Straße wird auch durch das Unterhaltungspersonal der Brücke zu nutzen sein. 
 
Der Verkehrsplan des Rahmenplanes (Darstellung vorhandener und geplanter Ver-
kehrsflächen) wird in seiner Übersichtlichkeit verbessert. 
 



 

 

1.1 Seite 4  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 
 
 
 
 
 

 

 
Straßenbauamt Neustrelitz 

(Nr. lt. Liste: 2.3) 
Schreiben v. 18.03.10, Seite 4/4 

 

Zur besseren Lesbarkeit der Planung erhielt das Straßenbauamt Neustrelitz am 
02.02.10 die Unterlagen des Rahmenplanentwurfes als CD zugesandt. 
 
Dies wird jeweils zu gegebener Zeit und entsprechend Planungsstand geschehen. 
 
 



 
 

1.2 Seite 1  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
Ministerium für Verkehr, Bau und Landesentwicklung 

Landesbeauftragter für Eisenbahnaufsicht 
(Nr. lt. Liste: 2.4) 

Schreiben v. 02.02.10, Seite 1/2 
 
 
Die Hinweise werden berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In den Plänen des städtebaulichen Rahmenplanes ist die Option zum Erhalt der Zu-
führungsgleise der DB zu beiden genannten Anschlussbahnen vorgesehen. 
 
 

 

 

 

 

 



 

1.2 Seite 2  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 
 
 
 

 
 

 
Ministerium für Verkehr, Bau und Landesentwicklung 

Landesbeauftragter für Eisenbahnaufsicht 
(Nr. lt. Liste: 2.4) 

Schreiben v. 02.02.10, Seite 2/2 
 
 
 
In den Plänen des städtebaulichen Rahmenplanes ist die Option zum Erhalt des 
Bahnanschlusses an das Grundstück der ehemaligen Bahnpost vorgesehen. 
 
 
 
 
 

In den Plänen des städtebaulichen Rahmenplanes ist die Option zum Erhalt des Zu-
führungsgleises der DB zum Anschluss „Torkellerei“ vorgesehen. 
 

 

 

 

 

 



 

1.3 Seite 1  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 
 

 
Eisenbahn-Bundesamt 

Außenstelle Hamburg/Schwerin 
(Nr. lt. Liste: 2.7) 

Schreiben v. 22.01.10, Seite 1/2 
 
 
Die Hinweise werden berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der städtebauliche Rahmenplan als informelle Planung stellt grundsätzliche Möglich-
keiten dar, die zu einer funktionellen und optischen Aufwertung des Bahnhofsumfel-
des beitragen können. Das eisenbahnrechtliche Fachplanungsprivileg, unter dem die 
Bahnflächen stehen, wird, anders als bei Bauleitplanungen gemäß § 1 Abs. 2 BauGB, 
davon nicht berührt 
 

 

 

 

 

 



 

1.3 Seite 2  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
Eisenbahn-Bundesamt 

Außenstelle Hamburg/Schwerin 
(Nr. lt. Liste: 2.7) 

Schreiben v. 22.01.10, Seite 2/2 
 
 
 
 
 

 
In den zahlreichen Abstimmungen mit Vertretern der DB erhielt die Stadt Kenntnis 
über langfristig vorgesehene Stilllegungen von Gleisen und Bahnflächen. Da bisher 
jedoch keine Freistellungen seitens der DB erfolgt sind, ist die Fläche der Gleisanlagen 
als Bestand in den Rahmenplan aufgenommen worden. Die Darstellungen zu ändern-
der Nutzungen auf Flächen mit Anlagen der DB (z.B. „Sondergebiet Denkmal Lok-
schuppen“ am Standort der ehemaligen Lokschuppen) sind als Angebote für eine 
Nachnutzung zu betrachten, deren Umsetzung weiterer Abstimmungen und Planun-
gen bedarf. 
 
 

 

 

 

 

 

 

 



 

1.4   Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
Stadt Neubrandenburg 

untere Straßenbaubehörde 
(Nr. lt. Liste: 2.12) 

Schreiben v. 26.03.10 
 
 
Die Hinweise werden berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Lage der geplanten Straße – parallel zu den Gleisanlagen und mit nur einseitiger 
Erschließungsfunktion für die südlich gelegenen Grundstücke – ist der vorhandenen 
städtebaulichen Situation geschuldet. Kosteneinsparungen für die Stadt lassen sich 
durch teilweise Ausbildung als private Erschließungsstraßen und –wege erreichen.  
 

Die dargestellten Flächen für den ruhenden Verkehr sind als Angebot zu betrachten, 
die genaue Anzahl der herzustellenden Kfz-Einstellplätze wird im Zuge der weiter-
führenden Planung nach Erfordernis festgelegt. Auf öffentlichen Parkplätzen weist 
der Rahmenplan nördlich, südlich und westlich des Bahnhofs-Empfangsgebäudes 115 
Parkstände aus. 
 

Die textlichen Erläuterungen werden entsprechend den Hinweisen überarbeitet. 

 

 

 

 



 

1.5 Seite 1  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
IHK  Industrie- und Handelskammer zu Neubrandenburg 

(Nr. lt. Liste: 13.2) 
Schreiben v. 04.03.10, Seite 1/2 

 
 
Die Hinweise werden berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1: Zwischen den im Rahmenplangebiet ansässigen Unternehmen und der Stadt 
besteht, vor allem wegen der Abstimmung zu zahlreichen Fördermaßnahmen im Be-
reich (URBAN II, Soziale Stadt, Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur, Kon-
junkturpaket II) grundsätzlich enger Kontakt, der auch weiterhin gepflegt wird. 
Maßnahme 4.8: In der Liste wird vermerkt, dass die Maßnahme (Grundstücksberäu-
mung, Sanierung der Tischlerei) bereits erfolgt ist. 
Maßnahmen 7.2 u. 7.3: Die Maßnahmen Fassadenbegrünung, Einfriedung und Frei-
flächengestaltung werden aus der Maßnahmenliste gestrichen. 

 

 

 

 

 



 

1.5 Seite 2  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
IHK  Industrie- und Handelskammer zu Neubrandenburg 

(Nr. lt. Liste: 13.2) 
Schreiben v. 04.03.10, Seite 2/2 

 

zu 2: Zur Sicherung der Entwicklung der zentralen Versorgungsbereiche Innenstadt, 
Straußstraße, Kranichstraße und Burgholzstraße wird die Ansiedlung von großflächi-
gen Einzelhandels- sowie von Nahversorgungseinrichtungen im Bereich der ehemali-
gen Lokschuppen ausgeschlossen. Um die stadtplanerischen Ziele zu sichern, wird die 
Aufstellung eines Bebauungsplanes empfohlen. 
 

zu 3: Eine weitere Konkretisierung des planerischen Zieles „Herstellung einer behin-
dertengerechten Gleisquerung am Bahnhof für Fußgänger und Radfahrer mit Anbin-
dung an die Flächen nördlich und östlich der Gleise“(Text S. 25, 6.1) ist wegen der 
nicht abgeschlossenen Abstimmungen mit der DB nicht möglich. Die Darstellung der 
Querung in den Plänen wird geändert; es wird die derzeitige Übereinkunft mit der DB 
– Sanierung der Unterführung am vorhandenen Standort, Weiterführung und Aus-
gang nach Norden, Zugang über Treppen/Aufzüge/Rampen – dargestellt. 
 

zu 4: Der Rahmenplan empfiehlt für den Bereich um den Güterbahnhof die Nutzung 
„Mischgebiet“ (§ 6 BauNVO) und berücksichtigt damit die vorhandene und im Flä-
chennutzungsplan ausgewiesene Nutzungsart um den Friedrich-Engels-Ring. Wohnen 
ist dort zwar möglich, genießt jedoch nicht den gleichen Schutz wie in dafür ausge-
wiesenen Bereichen („WR“, „WA“, §§ 3 u. 4 BauNVO). 
 

zu 5: Die Maßnahme 7.5 (Abbruch von Garagen, Bau von Eigenheimen) war verse-
hentlich an der Ladestraße verortet worden – der Fehler wird berichtigt. An der Stelle 
soll die Maßnahme 7.7 „Sicherung und Ausbau der Ladestraße für den Transportgü-
terumschlag Straße/Schiene“ ausgeführt werden. 
 

zu 6: Die durch die längere Bearbeitungspause bedingten, heute nicht mehr aktuellen 
Aussagen zum Bestand im Planbereich werden auf den derzeitigen Stand gebracht. 

 

 

 

 

 



 

1.6   Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 
 

 

 
Stadt Neubrandenburg, untere Denkmalschutzbehörde 

(Nr. lt. Liste:15.3) 
Schreiben v. 19.01.10, Seite 1/1 

 
 
Die Hinweise werden berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Zeitangabe wird korrigiert. 
 

Die Angaben auf den Seiten 9 und 16 zu den Denkmalen „Stellwerk W 2“ und „ehem. 
Wasserturm, 1864“ werden berichtigt. 
 
 

 
Das Gebäude des ehemaligen Stellwerkes wird in die Pläne eingetragen. 
 

 

 

 

 



 

1.7  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 
 

 
Einzelhandelsverband Nord e.V. 

Hamburg  Schleswig-Holstein  Mecklenburg-Vorpommern 
(Nr. lt. Liste: 18.4) 

Schreiben v. 03.03.10, Seite 1/1 
 
 
Die Hinweise werden berücksichtigt. 
 
 
 
 
Zur Sicherung der Entwicklung der zentralen Versorgungsbereiche Innenstadt, 
Straußstraße, Kranichstraße und Burgholzstraße wird die Ansiedlung von großflächi-
gen Einzelhandels- sowie von Nahversorgungseinrichtungen im Bereich der ehemali-
gen Lokschuppen ausgeschlossen. In den Gewerbegebieten sollen Einzelhandelsbe-
triebe sowie Verkaufsstellen von Handwerksbetrieben oder anderen Gewerbetreiben-
den, die sich ganz oder teilweise an den Endverbraucher wenden (ausgenommen 
Kraftfahrzeugeinzelhandel und Handel mit Kfz-Zubehör), nicht zulässig sein. Aus-
nahmsweise dürfen Tankstellenshops (max. 150 m²) und Verkaufsstellen des „Annex-
Handels“ für den Eigenvertrieb eines im Gebiet ansässigen Gewerbe- oder Hand-
werksbetriebes (max. 200 m²) geführt werden.  
Um die stadtplanerischen Ziele zu sichern, wird die Aufstellung von Bebauungsplänen 
empfohlen. 
 

Im Rahmenplan soll verdeutlicht werden, dass es bei der künftigen Nutzung der Lok-
schuppen vor allem auf den Erhalt der denkmalgeschützten Gebäude ankommt – der 
Katalog der möglichen Funktionen ist entsprechend weit ausgelegt. Im späteren Bau-
leitplan (B-Plan bzw. Vu.E-Plan), der für eine Umnutzung der Lokschuppen unab-
dingbar ist, müssen dann entsprechend der Forderung in § 11 Abs. 2 BauNVO Zweck-
bestimmung und Art der Nutzung des Sondergebietes dargestellt und festgesetzt 
werden. 

 

 

 

 

 

 

 



 
 

 

 

 

 

 

 

2.1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
Stadt Neubrandenburg, untere Verkehrsbehörde 

(Nr. lt. Liste: 2.5) 
Schreiben v. 12.02.10, Seite 1/1 

 
 
Die Hinweise werden teilweise berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 

Im Rahmenplan sind die Trassen neu zu bauender Erschließungsstraßen und –wege 
sowie die Straßen mit Um- und Ausbaubedarf dargestellt. Die Festlegung, ob in den 
jeweiligen Straßen für den Fahrverkehr eine baulich abgetrennte Fahrbahn (Tren-
nungsprinzip) zu schaffen ist oder mehrere Nutzungen auf einer höhengleichen Ver-
kehrsfläche zugelassen werden können (Mischungsprinzip) erfolgt erst in der weite-
ren Bearbeitung. Die Formulierung unter 6.2, Fließender Verkehr (S. 26) ...“ist im Ein-
zelfall ... zu prüfen, ob Mischverkehrsflächen ausgewiesen werden können“ ... wird 
daher beibehalten. 
 

In den Verkehrsplan wird eine Geh- und Radwegverbindung zwischen Bahnhofsvor-
platz und Busbahnhöfen aufgenommen. 
 
 
Ein ggf. zusätzlicher Signalquerschnitt zur Gewährleistung einer gesicherten Ausfahrt 
der Busse aus dem ZOB auf den Friedrich-Engels-Ring wäre eine verkehrsorganisato-
rische Maßnahme, die im städtebaulichen Rahmenplan als Maßnahme nicht aufge-
führt wird.  
 

Der Um- und Ausbau des Regionalbusbahnhofes ist als Maßnahme (6.3) im städte-
baulichen Rahmenplan enthalten. Anschließenden Planungen wird die Festlegung der 
Zu- und Ausfahrten sowie der Busabstellplätze überlassen bleiben. Die Ausweisung 
des Bereiches um die Südbahnstraße als „Mischgebiet“ steht einer Funktion der Stras-
se als Busausfahrt nicht entgegen. 



 
 

 

 

 

 

 

2.2 Seite 1  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 
 

 

 
DB Services Immobilien GmbH Niederlassung Berlin 

Liegenschaftsmanagement 
(Nr. lt. Liste: 2.6) 

Schreiben v. 11.03.10, Seite 1/6 
 
 
Die Hinweise werden teilweise berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der städtebauliche Rahmenplan als informelle Planung stellt grundsätzliche Möglich-
keiten dar, die zu einer funktionellen und optischen Aufwertung des Bahnhofsumfel-
des beitragen können. Das eisenbahnrechtliche Fachplanungsprivileg, unter dem die 
Bahnflächen stehen, wird, anders als bei Bauleitplanungen gemäß § 1 Abs. 2 BauGB, 
davon nicht berührt 
 

 



 
 

 

 

 

 

2.2 Seite 2  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
DB Services Immobilien GmbH Niederlassung Berlin 

Liegenschaftsmanagement 
(Nr. lt. Liste: 2.6) 

Schreiben v. 11.03.10, Seite 2/6 
 

Die genannten Stellungnahmen – Widerspruch vom 02.08. und 13.10.06 zur förmli-
chen Festlegung des städtebaulichen Sanierungsgebietes „Nordstadt-Ihlenfelder Vor-
stadt“ - wurden in die Abwägung zum Beschluss der Stadtvertretung Neubranden-
burg eingestellt und gemäß dem beiliegenden Vorschlag beantwortet. 
 
 
 
 
 
 
Im Zuge weiterer Planungen für die Bereiche östlich der Demminer Straße und am 
ehemaligen Südbahnhof, für die derzeit kein dringliches Erfordernis besteht, werden 
mit der DB Abstimmungen zum Umgang mit den dort befindlichen bahnbetriebsnot-
wendigen Restnutzungen geführt. Eine Freistellung der Grundstücke und Stilllegung 
der Einrichtungen durch die DB ist Vorraussetzung für die im Rahmenplan empfohle-
nen Nachnutzungen. 

 

 



 
 

 

 

2.2 Seite 3  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
DB Services Immobilien GmbH Niederlassung Berlin 

Liegenschaftsmanagement 
(Nr. lt. Liste: 2.6) 

Schreiben v. 11.03.10, Seite 3/6 
 
 
 
 
Im Nutzungsplan des städtebaulichen Rahmenplanes erfolgt die Darstellung des 
Stützpunktes als „Fläche Bahnanlagen“. Die textliche Erläuterung wird geändert. 
 

 
siehe Abwägungsvorschlag Seite 2 dieser Stellungnahme 

 
Die Maßnahmen „Freimachung von bahnbetriebsnotwendigen Restnutzungen“ und 
„Freistellung der Grundstücke nach § 23 AEG“ werden in Plan und Liste der Maßnah-
men des städtebaulichen Rahmenplanes aufgenommen. 
 

Die übereinstimmenden Auffassungen von DB und Stadt Neubrandenburg sind in der 
Planung der Bahnhofsagentur zur Stadtteilverbindung (letzter Stand: August 2008) 
dokumentiert. 
 

Stellungnahme DB Netze siehe Seite 6 dieser Stellungnahme 
 
 
Der städtebauliche Rahmenplan stellt in seinem Geltungsbereich grundsätzliche Ziel-
vorstellungen der Stadt dar. Auf die Aufnahme der genannten Forderungen 1 bis 20, 
denen die Darstellungen des Rahmenplanes nicht entgegenstehen, die jedoch Bedeu-
tung für die verbindliche Bauleit- und Objektplanung haben, wird daher verzichtet.  
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DB Services Immobilien GmbH Niederlassung Berlin 

Liegenschaftsmanagement 
(Nr. lt. Liste: 2.6) 

Schreiben v. 11.03.10, Seite 4/6 
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DB Services Immobilien GmbH Niederlassung Berlin 

Liegenschaftsmanagement 
(Nr. lt. Liste: 2.6) 

Schreiben v. 11.03.10, Seite 5/6 
 

 

 

 

 

 



 

2.2 Seite 6  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
DB Services Immobilien GmbH Niederlassung Berlin Liegenschaftsmanagement 

Anlage: Stellungnahme DB Station &Service AG Regionalbereich Ost 
(Nr. lt. Liste: 2.6) 

Schreiben v. 11.03.10, Seite 6/6 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Am 29.04.10 wurde die Stadt Neubrandenburg durch das Ministerium für Verkehr, 
bau und Landesentwicklung M-V informiert, dass die DB die Fußgängerunterführung 
am vorhandenen Standort sanieren und behindertengerecht ausstatten wird und dass 
das Ministerium bereit ist, für die Verlängerung und den Ausgang nach Norden sowie 
die Umfeldgestaltung der Anlage Fördermittel zu gewähren. 

 

 

 

 

 



 

2.3 Seite 1  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
Staatliches Amt für Umwelt und Natur Neubrandenburg - Wasser und Boden 

(Nr. lt. Liste: 5.5) 
Schreiben v. 24.02.10, Seite 1/2 

 
 
Die Hinweise werden teilweise berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Die altlastkontaminierte Fläche am Standort des ehemaligen Gaswerkes wird in den 
Bestandsplan des städtebaulichen Rahmenplanes eingetragen. Im Nutzungsplan wird 
in dem Bereich „gewerbliche Nutzung (GE) dargestellt. 
 
 
 
Der städtebauliche Rahmenplan stellt in seinem Geltungsbereich grundsätzliche Ziel-
vorstellungen der Stadt dar. Auf die Aufnahme des allgemeinen Hinweises zur Bo-
denkontamination in ehemals industriell genutzten Bereichen, der Bedeutung für die 
verbindliche Bauleit- und Objektplanung hat, wird daher verzichtet. 

 

 

 

 

 



 

2.3 Seite 2  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 
 
 
 

 

 
Staatliches Amt für Umwelt und Natur Neubrandenburg - Wasser und Boden 

(Nr. lt. Liste: 5.5) 
Schreiben v. 24.02.10, Seite 2/2 

 
Der städtebauliche Rahmenplan stellt in seinem Geltungsbereich grundsätzliche Ziel-
vorstellungen der Stadt dar. Auf die Aufnahme des allgemeinen Hinweises zur Bo-
denkontamination im Bereich von Gleisanlagen, der Bedeutung für die verbindliche 
Bauleit- und Objektplanung hat, wird daher verzichtet. 

 

 

 

 

 



 

2.4 Seite 1  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
Stadt Neubrandenburg  untere Naturschutzbehörde, 

untere Wasser-/Immissionsschutzbehörde, untere Abfall- und Bodenschutzbehörde 
(Nr. lt. Liste: 8.3) 

Schreiben v. 12.02.10, Seite 1/2 
 
 
Die Hinweise werden teilweise berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der städtebauliche Rahmenplan stellt in seinem Geltungsbereich grundsätzliche Ziel-
vorstellungen der Stadt dar. Auf die Aufnahme der allgemeinen Hinweise zum Arten-
schutz, die Bedeutung für die verbindliche Bauleit- und Objektplanung haben, wird 
daher verzichtet. 
 
 

 

 

 

 

 



 

2.4 Seite 2  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
Stadt Neubrandenburg  untere Naturschutzbehörde, 

untere Wasser-/Immissionsschutzbehörde, untere Abfall- und Bodenschutzbehörde 
(Nr. lt. Liste: 8.3) 

Schreiben v. 12.02.10, Seite 2/2 
 
 
 
 
Der Punkt 4.6 „Altlasten“ wird aktualisiert. Zudem wird auf Grund der Hinweise des 
StAUN die altlastkontaminierte Fläche am Standort des ehemaligen Gaswerkes in den 
Bestandsplan des städtebaulichen Rahmenplanes eingetragen. Im Nutzungsplan wird 
in dem Bereich „gewerbliche Nutzung (GE) dargestellt. 
 

Zulässige Lärmemissionen können im städtebaulichen Rahmenplan nicht verbindlich 
festgelegt werden, die Textpassagen werden daher gestrichen. Der Problematik wird 
durch Hinweise auf die Notwendigkeit von standortbezogenen, differenzierten Aus-
sagen zu den zulässigen Tag- und Nachtwerten in nachfolgenden Bebauungsplänen 
entsprochen. 
 

Nach Aussage der neu.sw ist das Gebiet grundsätzlich entwässerungstechnisch er-
schlossen. Der bestehende Sanierungsbedarf an Leitungen und Anlagen der Regen- 
und Schmutzentwässerung soll aus Synergiegründen im Zuge der Sanierung und 
Erneuerung von Straßen und Freiflächen berücksichtigt werden. Eventuell erforderli-
che zusätzliche Anlagen der Regenwasserentsorgung (Versickerung, Rückhaltung) 
sind auf den Grundstücken vorzusehen. 

 

 

 

 

 

 



 

2.5 Seite 1  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
NEUWOGES  Neubrandenburger Wohnungsgesellschaft mbH 

(Nr. lt. Liste: 19.3) 
Schreiben v. 02.03.10, Seite 1/2 

 
 
Die Hinweise werden teilweise berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Planerisches Ziel, genannt in der Maßnahme 4.4, ist die Gestaltung eines baulichen 
Abschlusses des durch Brückenbau und Abbrüche lückenhaften Quartiersrandes. Es 
kann sowohl durch Erhalt der Bausubstanz als auch durch Abbruch und Neubau  
(Darstellung beider Möglichkeiten im Maßnahmeplan) erreicht werden. 
 
 

 
Der Anschluss der Heidenstraße an die Greifstraße wird bei der Objektplanung be-
rücksichtigt. 
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NEUWOGES  Neubrandenburger Wohnungsgesellschaft mbH 

(Nr. lt. Liste: 19.3) 
Schreiben v. 02.03.10, Seite 2/2 

 
 
 
Wegen des in Art und Maß sehr unterschiedlichen umgebenden Bebauungsrahmens, 
der Abweichung von der bestehenden Baustruktur und der zu lösenden städtebauli-
chen Probleme (Erschließung, Nachbarschutz) wird die Empfehlung im Rahmenplan, 
für die bauliche Entwicklung im Quartierinnern einen verbindlichen Bauleitplan auf-
zustellen, beibehalten. 
 

 

 

 

 

 

 

 



 

4.1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 
 
 

 
Amt für Raumordnung und Landesplanung Mecklenburgische Seenplatte 

(Nr. lt. Liste: 1.3) 
Schreiben v. 03.05.10, Seite 1/1 

 
 
Die Stellungnahme enthält keine Einwände zur Planung. 
 

 

 



 
 

 

4.2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 
 
 

 

 
neu.sw  Neubrandenburger Verkehrsbetriebe GmbH 

(Nr. lt. Liste: 2.11) 
Schreiben v. 19.02.10, Seite 1/1 

 
 
Die Stellungnahme enthält keine Einwände zur Planung. 
 

 

 

 

 

 



 

4.3  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH 

(Nr. lt. Liste: 3.2) 
Schreiben v. 28.01.10, Seite 1/1 

 
 
Die Stellungnahme enthält keine Einwände zur Planung. 
 

 

 

 

 

 



 

4.4  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
Verbundnetz Gas AG 

(Nr. lt. Liste: 4.1 
Schreiben v. 29.01.10, Seite 1/1 

 
 
Die Stellungnahme enthält keine Einwände zur Planung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der städtebauliche Rahmenplan stellt in seinem Geltungsbereich grundsätzliche Ziel-
vorstellungen der Stadt dar. Bei vertiefenden Planungen (verbindliche Bauleit- und 
Objektplanung) erfolgt eine erneute Beteiligung der Verbundnetz Gas AG. 

 

 

 

 

 



 

4.5 Seite 1  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
E.ON edis AG  Regionalbereich Mecklenburgische Seenplatte 

(Nr. lt. Liste: 4.2/4.3) 
Schreiben v. 28.01.10, Seite 1/2 

 
 
Die Stellungnahme enthält keine Einwände zur Planung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der städtebauliche Rahmenplan stellt in seinem Geltungsbereich grundsätzliche Ziel-
vorstellungen der Stadt dar. Auf die Aufnahme der allgemeinen Hinweise zum Schutz 
von Leitungen, die Bedeutung für die verbindliche Bauleit- und Objektplanung ha-
ben, wird daher verzichtet. 
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E.ON edis AG  Regionalbereich Mecklenburgische Seenplatte 

(Nr. lt. Liste: 4.2/4.3) 
Schreiben v. 28.01.10, Seite 1/2 

 
 

 

 

 

 



 

4.6 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
neu.sw  Neubrandenburger Stadtwerke GmbH 

(Nr. lt. Liste: 4.4) 
Schreiben v. 04.03.10, Seite 1/1 

 
 
Die Stellungnahme enthält keine Einwände zur Planung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der städtebauliche Rahmenplan stellt in seinem Geltungsbereich grundsätzliche Ziel-
vorstellungen der Stadt dar. Auf die Aufnahme der allgemeinen Hinweise zum Be-
stand und zur geplanten Sanierung/Erneuerung von Leitungen, die Bedeutung für die 
verbindliche Bauleit- und Objektplanung haben, wird daher verzichtet. 

 

 

 

 

 



 

4.7 Seite 1  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
Staatliches Amt für Umwelt und Natur Neubrandenburg – Abfall und Kreislaufwirtschaft 

(Nr. lt. Liste: 6.2) 
Schreiben v. 24.02.10, Seite 1/2 

 
 
Die Stellungnahme enthält keine Einwände zur Planung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
siehe Abwägungsvorschlag StAUN, Wasser und Boden (B 5.5) 
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Staatliches Amt für Umwelt und Natur Neubrandenburg – Abfall und Kreislaufwirtschaft 

(Nr. lt. Liste: 6.2) 
Schreiben v. 24.02.10, Seite 2/2 

 
 
 
 
 
 
 
 

siehe Abwägungsvorschlag StAUN, Immissions- und Klimaschutz (B 8.2) 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 



 
 

4.8 Seite 1  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
Staatliches Amt für Umwelt und Natur Neubrandenburg – Immissions- und Klimaschutz 

(Nr. lt. Liste: 8.2) 
Schreiben v. 24.02.10, Seite 1/2 

 
 
Die Stellungnahme enthält keine Einwände zur Planung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
siehe Abwägungsvorschlag StAUN, Wasser und Boden (B 5.5) 
 

 

 

 



 

4.8 Seite 2  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 
 
 
 

 

 
Staatliches Amt für Umwelt und Natur Neubrandenburg – Immissions- und Klimaschutz 

(Nr. lt. Liste: 8.2) 
Schreiben v. 24.02.10, Seite 2/2 

 
 
 
 
 
 
 
 

siehe Abwägungsvorschlag StAUN, Abfall- und Kreislaufwirtschaft (B 6.2) 
 

 

 

 

 

 

 



 

4.9   Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 
 

 

 
Betrieb für Bau und Liegenschaften Mecklenburg-Vorpommern 

Geschäftsbereich Neubrandenburg 
(Nr. lt. Liste: 12.5) 

Schreiben v. 04.02.10, Seite 1/1 
 
 
Die Stellungnahme enthält keine Einwände zur Planung. 
 

 

 

 

 

 



 

4.10 Seite 1  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
Landesamt für Kultur und Denkmalpflege  –Archäologie und Denkmalpflege- 

(Nr. lt. Liste: 15.2) 
Schreiben v. 02.03.10, Seite 1/3 

 
 
Die Stellungnahme enthält keine Einwände zur Planung. 
 

 

 

 

 



 

4.10 Seite 2  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 
 
 
 
 

 

 
Landesamt für Kultur und Denkmalpflege  –Archäologie und Denkmalpflege- 

(Nr. lt. Liste: 15.2) 
Schreiben v. 02.03.10, Seite 2/3 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der städtebauliche Rahmenplan stellt in seinem Geltungsbereich grundsätzliche Ziel-
vorstellungen der Stadt dar. Auf die Aufnahme der allgemeinen Hinweise zum Denk-
malschutz, die Bedeutung für die verbindliche Bauleit- und Objektplanung haben, 
wird daher verzichtet. 

 

 

 

 

 

 

 



 

4.10 Seite 3  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 
 
 

 

 
Landesamt für Kultur und Denkmalpflege  –Archäologie und Denkmalpflege- 

(Nr. lt. Liste: 15.2) 
Schreiben v. 02.03.10, Seite 3/3 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der städtebauliche Rahmenplan stellt in seinem Geltungsbereich grundsätzliche Ziel-
vorstellungen der Stadt dar. Auf die Aufnahme der allgemeinen Hinweise zum Bo-
dendenkmalschutz, die Bedeutung für die verbindliche Bauleit- und Objektplanung 
haben, wird daher verzichtet. 
 
 

 

 

 

 



 

4.11 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 
 

 

 
Kirchenkreisverwaltung des Kirchenkreises Stargard 

in der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 
(Nr. lt. Liste: 16.1) 

Schreiben v. 11.02.10, Seite 1/1 
 
 
Die Stellungnahme enthält keine Einwände zur Planung. 
 

 

 

 

 

 



 

4.12 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 
 
 

 

 
Landesverband der jüdischen Gemeinden in Mecklenburg-Vorpommern 

(Nr. lt. Liste: 16.4) 
Schreiben v. 15.02.10, Seite 1/1 

 
 
 
Die Stellungnahme enthält keine Einwände zur Planung. 
 
 

 

 

 

 



 

4.13 Seite 1  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 
 

 

 
Wehrbereichsverwaltung Nord  -Außenstelle Kiel- 

(Nr. lt. Liste: 17.1) 
Schreiben v. 16.02.10, Seite 1/2 

 
 
 
Die Stellungnahme enthält keine Einwände zur Planung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der städtebauliche Rahmenplan stellt in seinem Geltungsbereich grundsätzliche Ziel-
vorstellungen der Stadt dar. Auf die Aufnahme des Hinweis zur Aufstellung von Bau-
kränen, der Bedeutung für die Objektplanung hat, wird daher verzichtet. 
 
 

 

 

 

 

 

 



 

4.13 Seite 2  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 
 
 
 
 

 

 
Wehrbereichsverwaltung Nord  -Außenstelle Kiel- 

(Nr. lt. Liste: 17.1) 
Schreiben v. 16.02.10, Seite 1/2 

) 
 

 

 

 

 

 

 



 

4.14 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
Allgemeiner Unternehmensverband Neubrandenburg e.V. 

(Nr. lt. Liste: 18.10) 
Schreiben v. 17.02.10, Seite 1/1 

 
 
 
Die Stellungnahme enthält keine Einwände zur Planung. 
 

 

 

 

 

 



 

5.1   Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
Stadtwirtschaft Neubrandenburg GmbH 

(Nr. lt. Liste: 6.1) 
Schreiben v. 24.02.10, Seite 1/1 

 
 
 
Die Stellungnahme enthält keine planungsrelevanten Hinweise. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der städtebauliche Rahmenplan stellt in seinem Geltungsbereich grundsätzliche Ziel-
vorstellungen der Stadt dar. Auf die Aufnahme des Hinweises zum Flächenbedarf bei 
der Abfall- und Wertstoffentsorgung wird daher verzichtet. 
 
 

 

 

 

 

 



 

5.2 Seite 1  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 

 

 
Landesamt für innere Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern 
Amt für Geoinformation, Vermessungs- und Katasterwesen 

(Nr. lt. Liste: 11.2) 
Schreiben v. 19.01.10, Seite 1/2 

 
 
Die Stellungnahme enthält keine planungsrelevanten Hinweise. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der städtebauliche Rahmenplan stellt in seinem Geltungsbereich grundsätzliche Ziel-
vorstellungen der Stadt dar. Auf die Angabe der Festpunkte, die Bedeutung für die 
verbindliche Bauleit- und Objektplanung haben, wird daher verzichtet. 
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Landesamt für innere Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern 
Amt für Geoinformation, Vermessungs- und Katasterwesen 

(Nr. lt. Liste: 11.2) 
Schreiben v. 19.01.10, Seite 2/2 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 

 

 
 
 
STADT NEUBRANDENBURG 
 

             städtebaulicher Rahmenplan „Nordstadt – Ihlenfelder Vorstadt“ 
 
 
 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG 
     

II. über die Stellungnahmen der Öffentlichkeit Ö2, Ö 3, Ö 5, Ö 6 und Ö10 
 
 
 

 
 
 



 

 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

  
 

 

 
(Nr. lt. Liste Stellungnahmen zur öff. Auslegung: Ö 5) 

Schreiben v. 24.02.10, Seite 1/1 
 
 
Die Hinweise werden berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Nachfrage bei der Feuerwehr ergab, dass der bis an die Ravensburgstraße rei-
chende Teil des Grundstückes 875/7 laut Baugenehmigung als Zufahrt und Zugang 
für die Feuerwehr erforderlich ist. Die Darstellung dieses Bereiches in den Plänen 
(bisher Schließung der Baulücke mit Wohnnutzung) erfolgt daher als „Gewerbeflä-
che“. 
 

Auf die Forderung einer Fassadenbegrünung wird verzichtet. 
 
 
Die Fläche wird im Nutzungsplan als „Gewerbefläche“ dargestellt. 

 
 



 
 

 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 

 
(Nr. lt. Liste Stellungnahmen zur öff. Auslegung: Ö 10) 

Aktennotiz v. 05.03.10, Seite 1/1 
 
 
 
 
Die Hinweise werden berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Abbruch des Gebäudes Johannesstraße 14 ist nicht erforderlich. Das Haus wird 
daher im Maßnahmeplan des städtebaulichen Rahmenplanes mit „Entscheidung über 
Erhalt oder Abbruch nach Bauzustand und Nutzung“ dargestellt. 
 

Der Verein hat am 20.04.10 einen positiven Vorbescheid für das Vorhaben, das als 
„Anlage für kulturelle Zwecke“ eingestuft wurde, erhalten. 



 
 

 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 

 
(Nr. lt. Liste Stellungnahmen zur öff. Auslegung: Ö 2)  

Schreiben v. 09.02.10, Seite 1/2 
 
 
Die Hinweise werden teilweise berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Text auf Seite 8 wird wie folgt geändert: „- ab 2006 Ausbau der Johannestraße 
mit beidseitigem Gehweg und Baumpflanzungen ...“ 
 

Der Text auf Seite 13 wird wie folgt präzisiert: „Die Johannesstraße wird erst bei Rea-
lisierung des 1. BA der Ortsumgehung und der damit verbundenen Schließung des 
Bahnübergangs Sponholzer Straße im Wesentlichen eine Verbindungsfunktion über-
nehmen und ist dann gemäß den Richtlinien für integrierte Netzgestaltung (RIN) als 
innergemeindliche Hauptverkehrsstraße in die Straßenkategorie HS III einzustufen.“ 
 

Seite 20: Mit „zukunftsfähig“ sind die im Gebiet existierenden und sich stabil entwi-
ckelnden Betriebe beschrieben, deren Bestand und Fortentwicklung durch die Rah-
menplanung unterstützt werden soll. 
 

Seite 25: Zuständig für das Bundesfernstraßennetz ist gemäß Fernstraßengesetz 
(FStrG) der Bund. Eine Widmung der Johannesstraße im Zusammenhang mit dem Bau 
der Rampen als Bundesstraße ist seitens des Bundes nicht vorgesehen, zumal geplant 
ist, die B 96 Nord zur Landesstraße abzustufen.  
 

Nach dem gültigen  Bundesverkehrswegeplan sind alle drei Bauabschnitte der Orts-
umgehung als Maßnahme geführt und in den vordringlichen Bedarf eingeordnet. Da 
nur die Ortsumgehung wesentlich zur Entlastung des innerstädtischen Hauptstraßen-
netzes beitragen wird, wird die Stadt auch weiterhin auf ihrer Realisierung bestehen. 
 

 

 



 
 

 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
(Nr. lt. Liste Stellungnahmen zur öff. Auslegung: Ö 2)  

Schreiben v. 09.02.10, Seite 2/2 
 
Eine kurzfristige Aufhebung der Sackgasse in der Ihlenfelder Straße und die Anord-
nung einer Einbahnstraße für diesen Abschnitt ist nicht möglich, da sich im Bereich 
des Anbindepunktes an die Ravensburgstraße eine Bushaltestelle befindet. Diese kann  
aus unterschiedlichen Gründen wie z. B. Flächenverfügbarkeit nicht verlagert werden. 
 

Die Johannesstraße wird nicht durch einen Widmungsakt zur Hauptverkehrsstraße, 
sondern durch die Funktion, die ihr im Hauptstraßennetz der Stadt zugedacht ist. 
 

Mit dem verkehrsgerechten Um- und Ausbau der Johannesstraße besteht bereits 
zwischen dem südlichen Teil der Sponholzer Straße und der Demminer Straße eine 
attraktive Alternative zur Ravensburgstraße sowie die Möglichkeit, diese für die 
Verkehrsführung während der Bauzeit des Abschnitts der Sponholzer Straße zwischen 
Eichhorster und Warliner Straße zu nutzen.   
 
Seite 26/27: Die Zielsetzung für die Beseritzer Straße ist vor allem der grundhafte 
Ausbau der Straße und die Neuordnung des Straßenraums zur Schaffung ausreichend 
breiter Gehwege und ggf. von Längsparkständen.  
 

Die Wendemöglichkeit/ -anlage in der Ihlenfelder Straße wird gemäß dem geltenden 
Regelwerk (RASt 06) als Wendehammer angelegt. 
 
Der Text auf Seite 34 wird, da die Johannesstraße nach dem Bau der Straßenverbin-
dung nicht mehr Sackgasse ist, wie folgt geändert: „... wurde aufgehoben.“ 
 

Die Aussage zur Entdichtung wird wegen des erreichten Sanierungsstandes der 
Wohngebäude gestrichen. Im Interesse der im Text verbleibenden Aussage zur Stär-
kung des Gewerbes wird die Fläche des ehemaligen Marktes statt als Allgemeines 
Wohngebiet als gewerblich zu nutzende Fläche ausgewiesen. 
 

Seite 35-37: Die Einteilung der Sanierungsmaßnahmen in kurz-, mittel- und langfris-
tige Aktivitäten wird ergänzt mit den Prioritätsstufen 1, 2 und 3. Maßnahmen mit 
der höchsten Prioritätsstufe 1 tragen bei ihrer Umsetzung am meisten zum Erfolg der 
städtebaulichen Sanierung im Gebiet bei und sind daher vorrangig zu fördern. Die 
Prioritätsstufen sind von der zeitlichen Einordnung der Maßnahmen nicht abhängig, 
auch langfristige Maßnahmen können von hohem Gewinn für den Sanierungserfolg 
sein. 



 
 

 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 

 

 

 
(Nr. lt. Liste Stellungnahmen zur öff. Auslegung: Ö 3) 

Aktennotiz v. 09.02.10, Seite 1/1 
 

 
 
Die Hinweise werden teilweise berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
Bei dem städtebaulichen Rahmenplan handelt es sich um eine informelle Planung zur 
Darstellung grundsätzlicher Zielvorstellungen der Stadt. Gegen die Anlage eines We-
ges zur rückseitigen Erreichbarkeit der Grundstücke an Morgenland- und Robert-
Blum-Straße bestehen aus rahmenplanerischer Sicht keine Einwände, jedoch würde 
eine detaillierte Prüfung der Realisierbarkeit den Rahmen der Planung sprengen. Die 
Untersuchung ist einer anschließenden Planung vorbehalten. 
 

Das ca. 58 km lange ÖPNV-Netz des Stadtbusverkehrs ist ein Achsennetz, dessen Li-
nien jeweils das Stadtzentrum berühren. Der im Jahr 1992 neu gestaltete Zentrale 
Omnibusbahnhof für den Stadtbusverkehr sowie das 1994 errichtete Funktionsge-
bäude erfüllen alle notwendigen Funktionen. Die unmittelbare Nachbarschaft und 
damit Verknüpfung des Stadtbus-, Regionalbus- und Eisenbahnverkehr ist als günstig 
einzuschätzen. Eine Nutzung der Lokschuppen für den Stadtbusverkehr wäre daher 
mit mehr Nach- als Vorteilen verbunden. Gleiches gilt sinngemäß für den Regional-
busverkehr. 

 



 
 

 

 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 
 
 

 

 
(Nr. lt. Liste Stellungnahmen zur öff. Auslegung: Ö 6) 

Schreiben v. 09.02.10, Seite 1/2 
 
 
Die Hinweise werden nicht berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Darstellung „Gewerbegebiet“ für das Grundstück Johannesstraße 8/Beseritzer 
Straße im Nutzungsplan des städtebaulichen Rahmenplanes wird nicht geändert und 
die Festsetzung des Bebauungsplanes Nr. 22 „Johannesstraße“ somit übernommen.  
Auf der gegenüberliegenden Straßenseite ist die Zufahrt zu einem Transportgü-
terumschlagplatz Straße/Schiene“ vorgesehen, deren unmittelbare Nähe mit einer 
reinen Wohnbebauung nicht zu vereinbaren ist. Der städtebauliche Rahmenplan 
schlägt zwar als Ersatz für die verschlissenen Gebäude an der Beseritzer Straße eine 
Neubebauung parallel zur Straße in offener Bauweise vor, die Art ihrer Nutzung rich-
tet sich jedoch nach der Zulässigkeit in einem Gewerbegebiet. Wohnungen könnten 
hier nur ausnahmsweise für Betriebspersonal errichtet werden. 

 

 

 

 

 



 
 

 

 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 
 
 
 
 

 
 
 

 
(Nr. lt. Liste Stellungnahmen zur öff. Auslegung: Ö 6) 

Aktennotiz v. 09.02.10, Seite 2/2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
siehe Abwägungsvorschlag Seite 1 der Stellungnahme 
 

 

 




